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wusst gesagt: Das ist eine gemeinsame gesell-
schaftliche Aufgabe, und zwar der Eltern, der Sport-
vereine und der Schule. Ich habe nicht gesagt, dass 
wir irgendetwas abschieben. Aber zu sagen, dass 
nicht auch Eltern eine Verantwortung für ihre Kinder 
hätten, fände ich etwas merkwürdig. Das ist nicht 
das Verständnis, dass wir hier hoffentlich gemein-
sam haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Warum machen wir denn offene Ganztagsgrund-
schule? – Damit wir gerade die Kinder, die die För-
derung nicht vom Elternhaus mitbekommen, mehr 
an Sport, an Kultur heranführen. Das ist ein Pro-
gramm auch zur Verminderung der sozialen Spal-
tung in der Bildung und in der Wahrnehmung von 
solchen Angeboten.  

Da gibt es keinen Dissens zwischen der Kollegin 
Paul und mir, und da gibt es auch keinen Dissens 
innerhalb der Landesregierung und sicherlich auch 
nicht in diesem Hohen Hause. Genau darauf zielen 
unsere Anstrengungen beim Ganztagsausbau und 
bei vielen anderen Dingen. Der Kulturrucksack ist 
zum Beispiel ein Programm, um genau die Kinder 
zu erreichen, denen es vom Elternhaus nicht mitge-
geben wird. Die Schulsportangebote differenzieren 
nicht danach, ob die Kinder aus armen oder reichen 
Familien kommen – und das ist auch gut so, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Wir sind am Schluss der Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/10293 einschließlich des Entschließungsan-
trags der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 16/10481 an den Sportaus-
schuss – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung. Die abschließende 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem seine Zu-
stimmung geben kann, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist die Überweisungsempfeh-
lung einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

4 Gesetz zur Neuregelung des Brandschutzes, 
der Hilfeleistung und des Katastrophenschut-
zes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/8293 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses 
Drucksache 16/10430 

Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/10482 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/10483 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion dem Kollegen Stotko das Wort.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dankens-
werterweise zu einer Zeit, in der für viele Bürgerin-
nen und Bürger zumindest die Möglichkeit zur 
Wahrnehmung eher machbar ist als abends um 
neun, beschäftigen wir uns abschließend mit einem 
der wichtigsten Gesetzesvorhaben des Landes 
Nordrhein-Westfalen, soweit es den Brand- und Ka-
tastrophenschutz betrifft.  

Über 80.000 Ehrenamtliche bei der Feuerwehr, fast 
20.000 Ehrenamtliche bei den Hilfsorganisationen 
und über 13.000 hauptamtliche Feuerwehrleute sind 
von dem heute zu beschließenden Gesetz abhän-
gig, denn auf der Grundlage dieses Gesetzes erfül-
len sie jeden Tag ihre Pflicht in Nordrhein-
Westfalen, für uns und für die Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem Land. 

Ich kann mich nicht erinnern – das will ich deutlich 
formulieren –, dass in den letzten Jahren schon 
einmal ein Gesetz bereits zum Zeitpunkt des Ge-
setzentwurfs von den Betroffenen eine so breite Zu-
stimmung bekommen hätte wie dieses BHKG. Das 
ist sicherlich einerseits dem – bald – ehemaligen 
§ 44 FSHG geschuldet, wonach der Zwang besteht, 
vor Erstellung eines Referentenentwurfs die Be-
troffenen anzuhören.  

Aber insgesamt war dies auch ein Gesetzgebungs-
prozess, der zwei Jahre lang durch das Ministerium 
gemeinsam mit den Betroffenen so verantwortungs-
voll gestaltet wurde, dass der Großteil der Probleme 
abgeräumt werden konnte, das heißt die Feuerweh-
ren im Konsens mit den Betroffenen, dem Ministeri-
um und auch im Vorgriff das Parlament all das ge-
löst haben, was wir sonst hier vielleicht hätten strittig 
diskutieren müssen.  

Ebenfalls ist mir nicht geläufig oder bekannt, dass 
es einmal gelungen wäre, zu einer Anhörung im 
Landtag Nordrhein-Westfalen – am 21. August 
2015 – eine gemeinsame Stellungnahme aller un-
terschiedlichen Verbände und Organisationen zu 
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bekommen – 13 an der Zahl –; denn die kommuna-
len Spitzenverbände, die Feuerwehren und die 
Hilfsorganisationen haben uns gemeinsam gesagt, 
welche Veränderungen sie noch wichtig fänden. 

Wir werden heute mit dem BHKG – davon gehe ich 
fest aus – nicht nur die Stärkung des Ehrenamts 
durch eine veränderte Aufwandsentschädigung o-
der durch die Kinderfeuerwehr beschließen, wir 
werden nicht nur den Katastrophenschutz aufwerten 
und das Zusammenwirken der ehren- und haupt-
amtlichen Kräfte bei der Feuerwehr ordnungsge-
mäß auf eine neue Laufbahn bringen, sondern wir 
haben als SPD-Landtagsfraktion in über 40 Veran-
staltungen vor Ort die Betroffenen auch gefragt, 
welche Themen ihnen noch wichtig sind.  

(Beifall von Gordan Dudas [SPD])  

– Danke, Herr Kollege! – Bei diesen über 40 Veran-
staltungen haben uns die Betroffenen auf Punkte 
hingewiesen wie die gemeinsame Einsatzleitung, 
die Betriebszugehörigkeit der Werkfeuerwehren, 
aber auch die Ölspur- oder Tierkadaverbeseitigung 
insbesondere im ländlichen Raum.  

Deshalb freuen wir uns seitens der Innenpolitik, 
dass es jetzt gelungen ist, mit einem Änderungsan-
trag nicht nur der Regierungsfraktionen, sondern 
auch gemeinsam mit der CDU den Wünschen der 
Betroffenen insoweit nachzukommen, wie wir es für 
richtig empfunden haben.  

Das heißt, wir werden hier nun die Betriebszugehö-
rigkeit für die Werkfeuerwehren festschreiben. In 
einem langen Abwägungsprozess haben wir uns, so 
glauben wir fest, richtigerweise dazu entschieden. 
Da gebührt der Dank auch den Betroffenen, die sich 
dort deutlich und mit guten Argumenten dafür ein-
gesetzt haben. 

Letztlich machen wir in unserem Entschließungsan-
trag, den wir auch gemeinsam mit der CDU erstellt 
haben, noch einmal deutlich, dass drei Punkte eine 
besondere Bedeutung haben.  

Erstens. Das ist die Frage: Warum begegnen man-
che Menschen den Einsatzkräften, den Polizeibe-
amten mit sehr wenig Respekt? Und was kann man 
tun, um den Respekt und die Wertschätzung zu 
vergrößern? 

Zweitens. Wir greifen mit dem Entschließungsan-
trag noch einmal die Chance auf, in den nächsten 
Jahren gemeinsam mit kreisangehörigen Gemein-
den, mit Kreisen und auch kreisfreien Städten inten-
siver über den Katastrophenschutz zu beraten. 

Drittens. Das ist ein wichtiger Punkt: Zum Thema 
„Ölspur- und Tierkadaverbeseitigung“ gibt es eine 
Vereinbarung zwischen den Betroffenen, also zwi-
schen den kommunalen Spitzenverbänden, den 
Feuerwehren und den beiden Ministerien, nämlich 
dem Verkehrsministerium und dem Ministerium für 
Inneres und Kommunales. Diese Vereinbarung wird 

auch für den ländlichen Raum eine wichtige Verän-
derung bedeuten. 

Ich möchte mich abschließend ausdrücklich nicht 
nur bei dem Ministerium für die gute Vorarbeit und 
die gute Zusammenarbeit bei der Erarbeitung des 
Gesetzes bedanken, sondern auch bei den Be-
troffenen, die uns auch über die Kirchtürme hinweg 
gute Hinweise gegeben haben.  

Zu guter Letzt – weil sich auch das gehört – möchte 
ich ausdrücklich der CDU-Landtagsfraktion mit Frau 
Scharrenbach und allen Betroffenen danken, die es 
in aller Kleinarbeit und Mühe geschafft haben, dass 
hier nicht nur die Regierung, sondern auch große 
Teile der Opposition für dieses Gesetz stimmen 
werden. Dafür möchte ich nicht nur zur Weih-
nachtszeit ausdrücklich meinen Dank ausspre-
chen. – Besten Dank. 

(Beifall von der SPD und Josef Hovenjürgen 
[CDU]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Stotko. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Frau Kollegin Scharrenbach. 

(Ina Scharrenbach [CDU] trägt auf dem Weg 
zum Rednerpult ein Bild in der Hand. – 
Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Bin ge-
spannt, was der Präsident macht!) 

Ina Scharrenbach (CDU): Alles abgeklärt! – Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Feuerwehren und anerkannte 
Hilfsorganisationen sind Teil der viersäuligen Si-
cherheitsarchitektur in der Bundesrepublik Deutsch-
land.  

Wir haben im Gegensatz zur SPD, lieber Kollege 
Stotko, bei allen Gesprächen, die wir geführt haben, 
immer auch Wert darauf gelegt, dass die anerkann-
ten Hilfsorganisationen mit am Tisch sind; denn das 
Gesetz, das wir heute verabschieden, dient nicht 
nur der Neufassung des Brandschutzes und der Hil-
feleistung, sondern eben auch des Katastrophen-
schutzes. Und dort spielen die anerkannten Hilfsor-
ganisationen eine wesentliche Rolle. 

Wir haben über 81.000 ehrenamtliche Feuerwehr-
leute in Nordrhein-Westfalen, über 19.000 Helferin-
nen und Helfer in eben diesen anerkannten Hilfsor-
ganisationen und über 13.000 hauptamtliche Feu-
erwehrleute. Und dieses Gesetz ist für sie. 

(Beifall von Daniel Sieveke [CDU]) 

Dieses Gesetz ist auch für die Bürgerinnen und 
Bürger in unserem Land Nordrhein-Westfalen, weil 
wir uns tagtäglich – 24 Stunden am Tag, sieben Ta-
ge in der Woche, 365 Tage im Jahr – darauf verlas-
sen können, dass sie unseren Bürgerinnen und 
Bürgern Schutz und Sicherheit geben, wenn diese 
dessen bedürfen.  
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Und weil wir uns darauf verlassen dürfen, dürfen 
sich die Feuerwehrleute und die Helferinnen und 
Helfer auf uns verlassen – als CDU, heute aber 
auch als Landtag Nordrhein-Westfalen –, weil wir 
deutlich machen, dass wir Angriffe gegen Einsatz-
kräfte nicht dulden, sondern auf das Schärfste ver-
urteilen. 

(Beifall von der CDU) 

Wir haben Ihnen von SPD und Grünen sehr früh 
vorgeschlagen, einen Entschließungsantrag auf den 
Weg zu bringen und das Thema „Angriffe gegen 
Einsatzkräfte“ mit zu bedenken. Wir haben Ihnen 
die Punkte vorgeschlagen und haben gesagt: Las-
sen Sie uns dafür Sorge tragen, dass wir Aggressi-
onen und Gewalt gegen Einsatzkräfte systematisch 
erheben und auswerten und gleichzeitig zusammen 
mit dem Institut der Feuerwehr die Prävention, die 
Vorbereitung unserer Einsatzkräfte auf konfliktträch-
tige Einsatzsituationen besser in den Griff bekom-
men. Das haben Sie übernommen. 

Wir haben des Weiteren gesagt: Wenn man nachts 
raus muss, wenn man von seiner Arbeit weggerufen 
wird, um die Straße zu fegen oder zu reinigen, dann 
ist das nicht im Sinne des Ehrenamtes. Denn das 
System der Gefahrenabwehr, das wir haben, ist ein 
bewährtes System aus Ehren- und Hauptamt – 
nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern auch in 
der Bundesrepublik.  

Und wenn wir dieses System schützen und für die 
Zukunft aufstellen wollen, dann müssen wir unseren 
Ehrenamtlichen den Rücken stärken und sie von 
Arbeit entlasten, für die sie dem Grunde nach nicht 
zuständig sind. Bei dem Thema „Ölspurbeseitigung“ 
haben, glaube ich, alle Abgeordneten dieses Hau-
ses kein Erkenntnisproblem, sondern es ist schlicht 
ein Vollzugsproblem des Straßen- und Wegegeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen. Denn dort ist 
schon heute geregelt, dass die Straßenbaulastträ-
ger selbst dafür Sorge zu tragen haben, dass die 
Verkehrssicherungspflicht auf ihren Straßen gere-
gelt ist. 

Wenn man nachts aus seinen Träumen gerufen 
wird und dann gelegentlich in Einsatzlagen muss, 
die zu einem Albtraum werden, dann ist es nur recht 
und billig, wenn der Landtag diesen ehrenamtlichen 
Kräften heute das Vertrauen ausspricht und sagt: 
Ja, wir werden das Thema „Ölspurbeseitigung“ im 
Land Nordrhein-Westfalen regeln. Wir haben als 
CDU intensiv dafür gekämpft, dass das noch in die-
ser Legislaturperiode erfolgt.  

In dem Entschließungsantrag werden Sie das Da-
tum 31. Dezember 2016 finden. Wir wollen nämlich 
nicht, dass das Ganze bis zum Sankt-Nimmerleins-
Tag geschoben wird, sondern dass jetzt Lösungen 
erarbeitet werden. Jetzt ist die Stunde dafür ge-
kommen, und dieses Signal soll heute aus diesem 
Landtag an die Ehrenamtlichen in Nordrhein-
Westfalen gehen. 

(Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich abschließend noch auf zwei Punk-
te eingehen. Das Gesetz heißt „Gesetz zur Neure-
gelung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und 
des Katastrophenschutzes“. Wenn Sie den ersten 
Änderungsantrag der CDU aufmerksam gelesen 
haben, wissen Sie, dass uns der Katastrophen-
schutz in diesem Gesetz doch sehr zu kurz kommt. 
Wir haben Ihnen in mehreren Schritten vorgeschla-
gen, wie wir das Ganze klar für das Land regeln 
können. Die Gefahrenlagen sind verändert. Wir ha-
ben viele Dinge zu beachten: den Schutz kritischer 
Infrastruktur genauso wie Kommunikation, Einsatz-
fähigkeiten und Bereitschaften.  

An dieser Stelle sind SPD und Grüne auf die CDU 
zugekommen und haben gesagt: Wir bekommen 
das so kurzfristig nicht in dem Gesetz unterge-
bracht, lassen Sie uns das entschließen. – Deshalb 
finden Sie in dem Entschließungsantrag auch eine 
Passage dazu, in einen koordinierten Prozess ein-
zusteigen, um die Rahmenbedingungen für den Ka-
tastrophenschutz in Nordrhein-Westfalen auf tragfä-
hige Füße zu stellen. 

Abschließend darf ich Dank aussprechen, und zwar 
auch von der Kinderfeuerwehr aus Paderborn. 

(Ina Scharrenbach [CDU] hält ein Plakat der 
Kinderfeuerwehr Paderborn hoch.) 

Diese hat nämlich meinem Kollegen Daniel Sieveke 
ein Dankeschön mitgegeben, weil das Thema „Kin-
derfeuerwehren“ im Jahr 2015 endlich gesetzlich 
verankert wird. 

Die Kollegin Kirstin Korte hatte schon 2012 intensiv 
im Landtag dafür geworben. Jetzt wird es Realität. 
Deshalb abschließend: Gott zur Ehr, dem Nächsten 
zur Wehr, drum gehe auch du in die Feuerwehr! – 
Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Scharrenbach. – Für die Fraktion Die 
Grünen spricht Frau Kollegin Schäffer.  

Verena Schäffer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das Feuerwehrrecht in 
der Form des jetzigen FSHG ist seit knapp 20 Jah-
ren nicht mehr angepasst worden. Das macht deut-
lich, dass es wirklich dringend an der Zeit war, hier 
eine Novelle vorzulegen.  

Zur Vorbereitung dieser ja sehr umfassenden Feu-
erwehrrechtsnovelle hat es ein ausgesprochen brei-
tes Beteiligungsverfahren der Feuerwehrverbände 
durch das Innenministerium gegeben. Dadurch ist 
nicht nur ein wirklich guter Gesetzentwurf vorgelegt 
worden, sondern es sind auch schon viele Kom-
promisse gefunden und Konflikte ausgeräumt wor-
den.  
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Ich erinnere an die Debatte zur Einbindung der Lei-
tung der hauptamtlichen Kräfte in die Wehrleitung 
der Freiwilligen Feuerwehren. Das war ja ein großes 
Thema, das breit diskutiert wurde. Hier ist ein Kon-
sens geschaffen worden, und das schon, bevor das 
Ganze ins Parlament gekommen ist. Deshalb möch-
te ich auch der Abteilung 7 im Innenministerium 
meinen Dank für dieses Beteiligungsverfahren aus-
sprechen. 

(Beifall von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Den Feuerwehrverbänden möchte ich dafür danken, 
dass sie an diesem langen und breiten Prozess 
mitgewirkt haben. Aber ich will natürlich auch SPD 
und CDU dafür danken, dass wir gemeinsame Än-
derungsanträge und auch einen gemeinsamen Ent-
schließungsantrag vorlegen konnten; denn ich finde 
es wichtig, dass wir bei diesem Thema auch ge-
meinsam vorgehen und gemeinsame Anträge vor-
legen. 

(Beifall von den GRÜNEN und Hans-Willi 
Körfges [SPD]) 

Es ist schon gesagt worden: Über 81.000 Bürgerin-
nen und Bürger sind in den Freiwilligen Feuerweh-
ren engagiert; über 13.000 Menschen sind haupt-
amtlich bei der Feuerwehr beschäftigt. Fast 20.000 
ehrenamtliche Helferinnen und Helfer in den Hilfs-
organisationen sind im Katastrophenschutz tätig. 
Diese vor allem ehrenamtlich Aktiven sorgen für un-
sere Sicherheit im Brandschutz, im Katastrophen-
schutz. Dafür möchte ich einfach mal Danke sa-
gen – dafür, dass sie für uns Tag und Nacht im Ein-
satz sind und für unsere Sicherheit sorgen.  

(Beifall von den GRÜNEN, Hans-Willi Körf-
ges [SPD] und Marc Lürbke [FDP]) 

Die Zahlen verdeutlichen noch einmal, wie wichtig 
das Ehrenamt bei den Feuerwehren im Katastro-
phenschutz ist. Deshalb spielt auch die Stärkung 
des Ehrenamtes in diesem Gesetz und auch bei 
unseren Beratungen eine so wichtige Rolle.  

Ich komme ganz kurz zu einzelnen inhaltlichen 
Punkten. 

Die Kinderfeuerwehr ist schon angesprochen wor-
den. Mit diesem Gesetz verankern wir die Kinder-
feuerwehren für Kinder im Alter von sechs bis zwölf 
Jahren auch gesetzlich. Es gibt ja schon Kinderfeu-
erwehren hier im Land. Bisher sah sie das Gesetz 
nicht vor; sie waren darin nicht verankert. Ich meine, 
dass die Kinderfeuerwehren ein gutes Mittel sind, 
um Kinder schon sehr früh an die Feuerwehren zu 
binden; dann, wenn sie sich für Feuerwehren be-
geistern, also im Alter von sechs, sieben Jahren. 

Das ist sicher ein guter Schritt; er alleine wird aber 
das Problem nicht beheben, nämlich dass es 
schwierig ist, Menschen dafür zu begeistern, ehren-
amtlich tätig zu werden. Deshalb gibt es noch viele 
andere gute Regelungen im Gesetz, zum Beispiel 
dass Personen auch dann Mitglied der Feuerwehr 

werden können, wenn sie nicht im aktiven Einsatz-
dienst sind. Das können Personen sein, die sagen, 
sie wollen keine Brände löschen, aber zum Beispiel 
den Internetauftritt der Feuerwehr gestalten. Das ist 
eine sehr gute Regelung. Hierzu gehört auch, dass 
es bei den Freiwilligen Feuerwehren Vertrauens-
personen geben soll, die zum Beispiel als An-
sprechpartner für neue Mitglieder fungieren können. 

Insgesamt ist das also ein gutes Paket, um die 
Stärkung des Ehrenamts voranzubringen und auch, 
um unsere Feuerwehren im Land zukunftsfest zu 
machen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist ein großes Gesetz mit vielen wichtigen 
Punkten. Die Zeit rast mal wieder; deshalb will ich 
schnell noch ein paar Punkte nennen. 

Das Thema „Ölspuren“ ist auch schon angespro-
chen worden. Das finde ich auch besonders wichtig; 
denn die Freiwilligen Feuerwehren gerade im ländli-
chen Raum berichten uns immer wieder, dass sie 
nachts und am Wochenende gerufen werden und 
die Straße fegen müssen. Das schafft natürlich in 
der eigenen Familie Akzeptanzprobleme, aber auch 
beim Arbeitgeber.  

Deshalb ist es gut, dass es nunmehr eine Vereinba-
rung gibt zwischen dem Verband der Feuerwehren, 
den kommunalen Spitzenverbänden, dem Ver-
kehrsministerium und dem Innenministerium, dass 
man Vorschläge erarbeiten will zur nachhaltigen 
Verbesserung und Entlastung der Feuerwehren bei 
der Ölspurbeseitigung. Ich gehe davon aus, dass 
wir uns sehr bald – in rund einem Jahr – wieder 
damit beschäftigen werden. Dann haben wir hof-
fentlich gute Vorschläge hier auf dem Tisch liegen, 
damit wir bei diesem Thema endlich weiterkommen. 

In dem Gesetz ist jedoch nicht nur die Stärkung des 
Ehrenamtes vorgesehen, sondern der Katastro-
phenschutz erfährt auch eine deutliche Aufwertung. 
Das halte ich als Grüne für besonders wichtig, an-
gesichts dessen, dass wir durch den Klimawandel in 
den nächsten Jahren wahrscheinlich eher mehr als 
weniger Naturkatastrophen haben werden.  

Es ist wichtig, den Katastrophenschutz auf gute 
Beine zu stellen. Deshalb haben wir im Entschlie-
ßungsantrag auch noch einmal gesagt: Die Landes-
regierung ist jetzt aufgefordert, es nicht bei diesem 
Gesetz bewenden zu lassen, sondern einen Pro-
zess einzuleiten mit den Beteiligten aus dem Kata-
strophenschutz, um den Katastrophenschutz in 
Nordrhein-Westfalen weiterzuentwickeln. 

Insgesamt ist es, wie gesagt, ein gutes Gesetz. Ich 
würde mich freuen, wenn nicht nur die Grünen, die 
SPD und die CDU dem zustimmen könnten, son-
dern vielleicht auch die anderen beiden kleineren 
Oppositionsfraktionen.  

Ich habe im Innenausschuss nur die Kritik gehört, 
dass wir Sie nicht eingebunden hätten. Sie hätten ja 
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auch auf uns zukommen können. Ich fände es gut, 
wenn Sie hier über Ihren Schatten springen könnten 
und dem Gesetz zustimmen würden. Damit würden 
Sie den Feuerwehren und den Hilfsorganisationen 
sicher einen Gefallen tun. Daher werbe ich hier 
noch einmal sehr um Ihre Zustimmung. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Schäffer. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Kollege Lürbke. 

Marc Lürbke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Heute 
finden in der Tat lange Beratungen ihren Abschluss. 
Auch wir als FDP-Fraktion haben diesen wichtigen 
und weichenstellenden Gesetzentwurf natürlich 
grundsätzlich sehr positiv begleitet. Auch wir haben 
übrigens immer gelobt, dass die Einbindung der 
Experten – wie beispielsweise der Feuerwehren 
oder der Hilfsorganisationen – in diesem gesamten 
Prozess der Gesetzgebung durch das Innenministe-
rium vorbildlich war.  

Herr Innenminister, wir sind nicht immer einer Mei-
nung.  

(Minister Ralf Jäger: Das kommt selten vor!) 

Ich nehme mir auch die Freiheit, manches, was Sie 
machen, zu kritisieren, auch scharf. Aber an dieser 
Stelle muss man sagen: Das hat das Innenministe-
rium gut gemacht. Dafür will ich auch Danke sagen. 

(Minister Ralf Jäger: Ich gebe das gerne wei-
ter!) 

Das ist aber auf der anderen Seite quasi das Ge-
genstück zum Rettungsgesetz, wo das grüne Ge-
sundheitsministerium eigentlich eher eine katastro-
phale Vorstellung abgeliefert hat. Da sollte man 
wirklich mal überlegen, ob wir nicht den Bereich des 
Rettungswesens – wie das in anderen Bundeslän-
dern auch der Fall ist – auch ins Innenministerium 
ziehen. Aber das ist ein anderes Thema. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, man muss 
auch noch einmal die vorbildliche Rolle der Verbän-
de betonen, die sich wirklich konstruktiv und sach-
lich eingebracht und im Vorfeld schon auf gemein-
same Stellungnahmen verständigt haben. Das war 
zielführend, und das hat hier allen Abgeordneten die 
Arbeit erleichtert. 

Doch nicht nur das! Was schließlich zählt, ist „auf 
dem Platz“ und wie sich dann die Ausgestaltung 
des Gesetzes bei den Betroffenen konkret vor Ort 
auswirkt. Ich glaube – das darf ich für alle sagen –, 
dass man in diesem Beratungsverfahren wieder 
einmal gemerkt hat, mit wie viel Leidenschaft, mit 
wie viel Kompetenz und mit wie viel Engagement 
die Betroffenen, zum Beispiel die ehrenamtlichen 

Retter vor Ort, jeden Tag in Nordrhein-Westfalen 
unterwegs sind. Auch dafür möchte ich mich ganz 
herzlich bedanken. 

(Beifall von der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wir als FDP 
haben früh erklärt, dass wir die moderaten Ergän-
zungswünsche der Fachleute und der kommunalen 
Spitzenverbände teilen, etwa zu Themenkomplexen 
wie der landesweiten Koordinierung von Großscha-
denslagen oder Regelungen zur kritischen Infra-
struktur. Im BHKG müssen eben auch genau diese 
Verantwortlichkeiten des Landes zur Bekämpfung 
von überörtlichen Katastrophenlagen festgeschrie-
ben werden. Ich glaube, nach der Tragödie bei der 
Love Parade trägt das Land Nordrhein-Westfalen 
hier eine besondere Verantwortung. So weit ist alles 
richtig und auch gut. 

Ich glaube, wir brauchen auch eine gute Gesamtlö-
sung. Umso mehr wäre es angezeigt gewesen, 
dass sich die Fraktionen hier im Hohen Haus kon-
struktiv gemeinsam verständigen. Aber das war of-
fensichtlich nicht gewünscht. Dass die Regierungs-
fraktionen vorbringen – so war es im Innenaus-
schuss zu hören –, man habe die FDP bei einem 
gemeinsamen Änderungsantrag nicht einbezogen, 
weil man zum Thema „Werksfeuerwehren“ eine un-
überbrückbare Positionsdifferenz vermute, wundert 
mich. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
würden Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Körf-
ges zulassen? 

Marc Lürbke (FDP): Das überrascht mich wenig. 
Aber natürlich, Herr Körfges. Bitte. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Sehr geehrter Herr Kol-
lege, ich nehme den Faden auf und erlaube mir ei-
ne ganz konkrete Nachfrage – dann können Sie das 
ja jetzt für alle klarstellen –: Sind Sie wie CDU, SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen für die Beibehaltung 
der Betriebszugehörigkeit von Angehörigen von 
Werkfeuerwehren? Sie können einfach mit Ja oder 
Nein antworten.  

(Marcel Hafke [FDP]: Das darf er noch selber 
entscheiden, wie er antwortet!) 

Marc Lürbke (FDP): Vielen Dank, Herr Körfges, für 
die Frage. Das Thema „Betriebszugehörigkeit“ ist 
tatsächlich eine sensible Frage. Das hat die Anhö-
rung gezeigt; das haben die Beratungen gezeigt. Ich 
möchte mich aber ganz klar dagegen verwahren, 
wenn es heißt, das hätte die FDP hier aktiv vorge-
bracht. Zur Wahrheit gehört – das wird an dieser 
Stelle immer verkürzt –, dass es doch nicht unsere 
Idee gewesen ist. Die Idee stammt aus dem Innen-
ministerium. Das ist doch letztendlich in den ersten 
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Referentenentwurf hineingeschrieben worden, der 
dann in die Verbändeanhörung kam. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Ich will Ihre Hal-
tung wissen, einfach Ihre Haltung: Ja oder 
Nein!) 

– Herr Körfges, wir brauchen an dieser Stelle si-
cherlich die Einhaltung von Qualitätsstandards. Das 
muss praktisch geregelt sein. Das brauchen wir 
nicht nur auf dem Papier, das brauchen wir vor allen 
Dingen auch rechtssicher. Und weil wir es gerade 
rechtssicher brauchen, hätten wir an dieser Stelle 
eine gemeinsame Lösung gebraucht. 

(Lachen von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Meine Damen und Herren, Fazit der Beratungen 
dieses Gesetzentwurfes: Es war ein guter Auftakt. 
Das habe ich hier besonders betont. Es war eine 
gehaltvolle Beratung, aber jetzt ein Stück weit ein 
schlechter Abgang – ich glaube, so lässt sich die 
Beratung dieses Gesetzentwurfes zusammenfas-
sen –; denn einen Tag vor der Endabstimmung im 
Innenausschuss kommt ein komplexer gemeinsa-
mer Änderungsantrag von SPD, CDU und Grünen 
um die Ecke, und kurz vor dieser Sitzung hier kom-
men jetzt noch ein weiterer Änderungsantrag und 
ein Entschließungsantrag. 

Ich finde, das ist nicht nur schlechter Stil und unkol-
legial; das Ganze wirkt auch angesichts dieser lan-
gen, intensiven Beratungen, die wir über viele Mo-
nate geführt haben, wie schnell aus der Hüfte ge-
schossen. Quasi zwischen Einfahrt in die Tiefgara-
ge, Kaffeepause und Einbringung ins Plenum wurde 
noch schnell das eine oder andere in einen Antrag 
gepackt. Frau Scharrenbach hat das ausgeführt. 

Sie haben gerade noch den Katastrophenschutz 
angesprochen. Da steht allen Ernstes im letzten 
Punkt des Entschließungsantrages, dass Sie die 
Landesregierung auffordern, Vorstellungen zu ent-
wickeln, wie man die Bedingungen des Katastro-
phenschutzes in Nordrhein-Westfalen bestmöglich 
anpassen kann.  

Meine Damen und Herren, die Bedingungen über-
lege ich mir doch vor dem Gesetzgebungsverfah-
ren, spätestens währenddessen, aber nicht nachge-
lagert. 

Das ist in gewisser Weise ein Schnellschusspapier, 
in gewisser Weise auch ein Ankündigungspapier. 
Ich glaube, damit haben Sie sich keinen sonderli-
chen Gefallen getan. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lürbke. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht Herr Kollege Herrmann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauer im Saal und zu Hause! Das BHKG 
ist ein vieldiskutierter Gesetzentwurf mit sehr viel 
Beteiligung. Darüber haben wir gerade schon viel 
gehört. Zahlreiche Verbände wurden angehört, Stel-
lungnahmen wurden abgegeben, das Gespräch 
wurde gesucht und gefunden. Auch wir haben viele 
Gespräche mit Beteiligten geführt. Eben hat sich 
Frau Kollegin Schäffer nochmals gewünscht, dass 
wir dieses Projekt mit allen Fraktionen gemeinsam 
tragen, wie sie es im Innenausschuss auch schon 
gesagt hat. 

Dem wird leider nicht so sein; denn die immer wie-
der groß angekündigte Gesprächsbereitschaft der 
Fraktionen von SPD und Grünen endet meist direkt, 
nachdem sie ausgesprochen wurde. 

Herr Lürbke hat es auch schon erwähnt: Weder die 
FDP noch die Piraten sind an dem Änderungsan-
trag der anderen Fraktionen beteiligt worden – und 
die CDU vermutlich nur deshalb, damit sie nicht ih-
ren eigenen, wesentlich umfangreicheren Ände-
rungsantrag stellt. Insofern kann man wirklich nicht 
davon sprechen, dass Ihnen Beteiligung wichtig 
gewesen wäre, liebe Kollegin Schäffer. 

Dabei haben wir Piraten uns konkret geäußert. Wir 
haben konkret bei den Beratungen im Kommunal-
ausschuss und im Innenausschuss angeboten, 
speziell das Thema „kritische Infrastrukturen“ einzu-
bringen – ein Bereich, der im Gesetzentwurf auch 
jetzt noch viel zu unterbewertet behandelt wird. 

Das BHKG, das Gesetz zur Neuregelung des 
Brandschutzes, der Hilfeleistung und des Katastro-
phenschutzes, soll das Feuerschutz- und Hilfeleis-
tungsgesetz, FSHG, ablösen. Das haben wir schon 
gehört. Das neue Gesetz soll damit eine grundle-
gende Reform der Feuerwehr und des Rettungswe-
sens darstellen. Die Wiedereinführung des Kata-
strophenschutzbegriffes im Gesetz ist aus unserer 
Sicht zu begrüßen und zeigt, welchen Stellenwert 
der Katastrophenschutz in diesem Gesetz hat bzw. 
hätte haben müssen. 

In einer Zeit, in der durch Optimierung von Ge-
schäftsprozessen sämtliche Reserven, Puffer und 
Kapazitäten abgebaut und reduziert werden, müs-
sen wir dem Katastrophenschutz eine höhere Priori-
tät, einen höheren Stellenwert einräumen. Gerade 
in der heutigen vernetzten Welt, in der unterschied-
liche Infrastrukturen in gegenseitiger Abhängigkeit 
zueinander stehen, braucht es aus unserer Sicht 
eine systematische Analyse und den Aufbau von 
entsprechenden Modellen für die Planung und 
Durchführung von Katastrophenschutzplänen über 
Kreisgrenzen hinaus. 

Sie haben quasi im letzten Moment durch einen 
Änderungsantrag Auskunftspflichten für lokale 
Energie- und Wasserversorger ins Gesetz einge-
baut. 

Aber was ist zum Beispiel mit den Betreibern von 
Pipelines? Davon gibt es nicht wenige im Land, und 
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sie gehören nicht zu den lokalen Versorgern. Und 
was ist mit Verkehrsinfrastruktur, Gesundheits- und 
Nahrungsmittelversorgung? Das alles sind kritische 
Infrastrukturen, die beim Ausfall wichtiger Elemente 
schnell große Versorgungsprobleme verursachen 
können. 

Auch über den wichtigen Bereich der Informations- 
und Kommunikationstechnik im Katastrophenschutz 
ist nichts weiter ausgeführt worden. Hier ist auf die 
Zuständigkeit des Bundes verwiesen worden. Das 
reicht aber nicht; denn es müssen Schnittstellen und 
gemeinsame Einrichtungen projektiert werden. Das 
Gesetz sagt dazu gar nichts. 

Ausfälle wie der am 4. Dezember, als bundesweit 
Telefonanschlüsse, Internetzugänge und Faxleitun-
gen nicht mehr funktionierten und Menschen sogar 
den Notruf nicht mehr erreichen konnten, zeigen: 
Hier muss das Land Nordrhein-Westfalen nach-
steuern und Risiken minimieren. 

Ja, im Gesetzentwurf ist eine Koordinierungsfunkti-
on des Landes bei Großschadensereignissen vor-
gesehen. Im Haushalt bzw. im Stellenplan ist dafür 
aber nichts eingeplant. Es gibt schlicht kein Perso-
nal für diese Aufgabe. Die vorgesehene Regelung 
ist daher reine Makulatur. In der Praxis wird sie 
nicht umgesetzt. Oder möchte Minister Jäger diese 
Aufgabe dann persönlich übernehmen? 

Heute, zum Ende der Beratungen, kommen die re-
gierungstragenden Fraktionen zusammen mit der 
CDU dann noch mit einem Entschließungsantrag, 
der offensichtlich Dinge beinhaltet, über die sie sich 
mit der Landesregierung nicht haben einigen kön-
nen. Denn sonst stünden sie ja wohl im Gesetz. 

Wenn beispielsweise im Katastrophenschutz haupt-
sächlich von Selbsthilfe der Bevölkerung die Rede 
ist, dann ist das ja wohl eine Bankrotterklärung Ihrer 
Position. 

Frau Scharrenbach, Sie haben eben gesagt, die 
Zeit hätte nicht gereicht, sich weiter mit diesen Din-
gen zu beschäftigen, und Herr Kollege Stotko 
sprach eben von der langen Beratungszeit von zwei 
Jahren. Irgendetwas passt da also nicht zusammen. 

Ich muss Ihnen deshalb sagen: Wir Piraten finden 
den Gesetzentwurf in vielen Teilen nicht verkehrt. Er 
ist uns aber nicht weitgehend genug. Es fehlen die 
wesentlichen Elemente, um insbesondere den Ka-
tastrophenschutz zukunftsfähig aufzustellen. Nur 
den Begriff „Katastrophe“ wieder ins Gesetz zu 
schreiben – so drücken Sie es ja im Vortext aus –, 
reicht eben nicht. Deswegen werden wir Piraten den 
Gesetzentwurf nicht mittragen und ihn ablehnen. – 
Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Hermann. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Jäger. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit diesem Gesetzent-
wurf lösen wir ein Gesetz aus dem letzten Jahrtau-
send ab. Das klingt vielleicht historischer, als es ist. 
Aber in der Tat wurden seit 1998 die rechtlichen 
Grundlagen für die Arbeit der Feuerwehren und des 
Katastrophenschutzes kaum geändert. Die Realität 
der Feuerwehrfrauen und Feuerwehrmänner hat 
sich allerdings erheblich gewandelt. Wir wollen des-
halb mit diesem Gesetzentwurf den Katastrophen-
schutz und den Brandschutz in Nordrhein-Westfalen 
zukunftsfest machen. 

Dieser Gesetzentwurf verfolgt drei wesentliche Zie-
le: Wir wollen den Katastrophenschutz aufwerten. 
Wir wollen die Regelungen zum Brandschutz an-
passen. Vor allem aber wollen wir das Ehrenamt als 
Basis der Aufgabenerfüllung weiter stärken. 

Die Zahlen sind schon genannt worden. 100.000 
Menschen in diesem Land arbeiten ehrenamtlich als 
Mitglieder der freiwilligen Feuerwehren und der Ka-
tastrophenschutzorganisationen. 13.000 hauptamt-
liche Kräfte sind bei der Feuerwehr beschäftigt. 
Aber auch diese Menschen sind Teil einer Gesell-
schaft, deren Altersstruktur sich verändert. Deshalb 
müssen wir, wenn wir die Leistungsstärke des Ka-
tastrophenschutzes und des Brandschutzes in 
Nordrhein-Westfalen aufrechterhalten wollen, dieje-
nigen Menschen in den Blick nehmen, die ehren-
amtlich in diesen Organisationen tätig sind. Wir 
müssen das Amt attraktiver machen. Wir müssen 
das Amt weiter fördern. 

Das Gesetz stellt dazu, wie wir sehen, die richtigen 
Weichen. Die Kinder- und Jugendfeuerwehren sind 
schon genannt worden. Genauso sind die Auf-
wandsentschädigung und die Ruhezeiten anzufüh-
ren. 

Es gibt das wichtige Projekt „Feuerwehrensache“, in 
dessen Rahmen wir gemeinsam mit den Akteuren 
vor Ort versuchen, das Ehrenamt bei der freiwilligen 
Feuerwehr attraktiver zu machen. Viele Vorschläge, 
die in Workshops erarbeitet wurden, sind in dieses 
Gesetzgebungsverfahren eingeflossen. 

Meine Damen und Herren, wir haben bei den etwas 
in die Jahre gekommenen rechtlichen Grundlagen 
des Katastrophenschutzes nachjustiert. Überein-
stimmend waren wir der Meinung, dass die Aufgabe 
des Katastrophenschutzes zu stärken ist. Dazu wird 
in dem Gesetzentwurf vorgeschlagen, einheitliche 
Strukturen für ein Krisenmanagement vom Kreis 
über die Bezirksregierungen bis hin zum Ministeri-
um zu schaffen. Das sind, meine Damen und Her-
ren, seit Langem geforderte Punkte, die wir im Lau-
fe des Gesetzgebungsverfahrens nun klären konn-
ten. 

Im Übrigen haben wir auch – für manch einen ist 
das eine Petitesse; aber ich bin dankbar, dass die 
Fraktionen von SPD, CDU und Bündnis 90/Die 
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Grünen das nach den Anhörungen aufgenommen 
haben – den Unfallschutz für ehrenamtliche Feuer-
wehrleute klären können. Die Unfallkasse wird zu-
künftig auch dort eine finanzielle Unterstützung leis-
ten können, wo das bisher nicht möglich war. Meine 
Damen und Herren, das ist das Mindeste, was wir 
denjenigen gewähren können, die in diesem Ehren-
amt zu Schaden gekommen sind. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Der Entstehungsprozess dieses Gesetzes ist von 
vielen Seiten gelobt worden – heute auch hier im 
Parlament. Dafür danke ich. Das gebe ich gerne an 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter. Genau-
so danke ich auch den Hilfsorganisationen, den Ka-
tastrophenschutzorganisationen und den Feuerweh-
ren, die aktiv bei der Erarbeitung dieses Gesetzent-
wurfes mitgewirkt haben. 

Eine Bitte habe ich noch: Wenn dieser, wie ich fin-
de, in einem guten Prozess zustande gekommene 
Gesetzentwurf hier eine breite Mehrheit finden wür-
de, wäre das auch eine Bestätigung für all diejeni-
gen, die an der Erstellung dieses Gesetzentwurfes 
mitgearbeitet haben. Ich habe so das Gefühl, dass 
der eine oder andere heute hier bei diesem Gesetz 
Haare gesucht hat, wo keine Suppe ist. Deshalb bit-
te ich einfach, diese Position vielleicht noch einmal 
zu überdenken und diesem guten Gesetz zuzu-
stimmen. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Wir sind am Schluss der Aus-
sprache und kommen zur Abstimmung. 

Ich rufe erstens die Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen von SPD, CDU und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/10482 auf. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ände-
rungsantrag Drucksache 16/10482 mit den Stim-
men von SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen bei 
Enthaltung der FDP-Fraktion und der Fraktion der 
Piraten angenommen.  

Ich rufe zweitens die Abstimmung über den Ge-
setzentwurf Drucksache 16/8293 auf. Der Innen-
ausschuss empfiehlt in Drucksache 16/10430, den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/8293 in der Fassung 
seiner Beschlüsse anzunehmen. Wir kommen somit 
zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/10430 in der soeben geänderten 
Fassung und nicht über den Gesetzentwurf. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist der Ge-
setzentwurf Drucksache 16/8293 in der Fassung 
der Beschlussempfehlung Drucksache 16/10430 

unter Berücksichtigung des Änderungsantrags 
Drucksache 16/10482 mit den Stimmen von SPD, 
CDU und Bündnis 90/Die Grünen bei Gegenstim-
men der Piraten und Enthaltung der FDP-Fraktion 
angenommen. 

Ich rufe drittens die Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von SPD, CDU 
und Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/10483 
auf. Wer dem seine Zustimmung geben kann, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann dem 
nicht zustimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
der Entschließungsantrag Drucksache 16/10483 
mit den Stimmen von SPD, CDU und Bündnis 
90/Die Grünen bei Enthaltung der FDP-Fraktion und 
Gegenstimmen der Fraktion der Piraten ange-
nommen. 

Ich rufe auf: 

5 Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Ände-
rung der Verordnung zur Ausführung des Al-
ten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen 
und nach § 92 SGB XI (APG DVO NRW) 

Entwurf 
der Landesregierung 
Vorlage 16/3510 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/10431 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine Ausspra-
che ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales empfiehlt dem 
Landtag in Drucksache 16/10431, sein Einverneh-
men zu dem Entwurf einer Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Verordnung zur Ausführung des Al-
ten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen und 
nach § 92 SGB XI in Vorlage 16/3510 zu erteilen. 
Wir kommen zur Abstimmung über die Erteilung des 
Einvernehmens und nicht über die Beschlussemp-
fehlung. Wer kann dem seine Zustimmung ge-
ben? – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer ent-
hält sich? – Damit ist das Einvernehmen bei Ent-
haltung der FDP-Fraktion einvernehmlich herge-
stellt. 

Ich rufe auf: 

6 Grundwasser und Natur in NRW schützen – 
Neue Düngeverordnung umweltgerecht und 
praxisnah gestalten 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/10417 
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